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Vorwort

Die vorliegende Studie entspringt einer inzwischen mehr als 30-jährigen Be-
schäftigung mit Wahlen – als Wahlbeobachter, internationaler Wahlrechtsexper-
te und Universitätsdozent. Sie soll einen leicht verständlichen, informativen und 
anschaulichen Einblick geben, wie nationale Präsidentschafts- und Parlaments-
wahlen in Demokratien und Autokratien weltweit durchgeführt werden.

Zu diesem Zweck werden Wahlrecht, Wahlorganisation und Wahlsysteme be-
leuchtet. Über einführende wahltheoretische Überlegungen hinaus finden sich in 
der Schrift jede Menge rechtliche und praktische Überblicke und Länderbeispie-
le. Auch die Wahlregelungen in Deutschland bleiben nicht unerwähnt. Grundlage 
hierfür bildet – über die eigenen Erfahrungen und Studien hinaus – die gründliche 
Lektüre von Verfassungen, Wahlgesetzen, Websites von Wahlbehörden sowie un-
zähliger Wahlbeobachtungsberichte und vieler hilfreicher Fachpublikationen.1

Die Studie ist aber kein Lehrbuch wie Wahlrecht und Parteiensystem (7. Auf-
lage 2014) von Dieter Nohlen oder Wahlen und Wahlsysteme (2017), das Joachim 
Behnke, Florian Grotz und Christof Hartmann verfasst haben. Vielmehr soll auf 
illustrative Weise die Vielfalt der Wahlregelungen und Wahlpraktiken welt-
weit – im Wesentlichen vor der Covid-19-Pandemie des Jahres 2020 – aufge-
zeigt werden, einschließlich etlicher Kuriositäten und so mancher Wahlmanipu-
lation. Wenn das Ganze dann auch noch gut lesbar sein sollte, dann hat die Stu-
die ihren bescheidenen Zweck erfüllt.

Kein Buch entsteht ohne Unterstützung: Großer Dank gilt Prof. Dr. Petra 
Bendel, Prof. Dr. Florian Grotz sowie Dr. Volker Jacoby, Direktor des European 
Centre of Excellence for Civilian Crisis Management, für die sorgfältige Lektü-
re des Manuskripts, für unzählige hilfreiche Kommentare und für so manche kri-
tische Nachfrage. Gedankt sei auch dem Wochenschau Verlag für die bereits be-
währte Kooperation.

1	 Auf kleinteilige Quellenverweise wurde der Lesbarkeit halber dabei verzichtet. Vor allem 
die vielen ausgewerteten Wahlbeobachtungsberichte internationaler Organisationen wur-
den in Fußnoten nicht eigens bzw. nur in einigen Fällen angeführt. Stattdessen findet sich 
im Anhang eine umfassende Liste mit Primär- und Sekundärquellen zum Thema.
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1.	 Wahl ist nicht gleich Wahl
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In den frühen 1970er Jahren – dem vorläufig letzten Höhepunkt autoritärer 
Herrschaft weltweit – war die Zahl demokratisch gewählter Parlamente und Re-
gierungen überschaubar. Sie beschränkte sich auf westliche Industriestaaten so-
wie auf einige Länder des „globalen Südens“ wie etwa Costa Rica, Venezuela, 
Mauritius, Indien und kleinere Inselstaaten der Karibik und des Südpazifiks. Ein 
wesentliches Merkmal der demokratisch regierten Staaten bestand darin, dass 
diese regelmäßig kompetitive Mehrparteienwahlen durchführten. Autokratien2 
hingegen ließen nicht wählen oder sie hielten Wahlen ab, bei denen keine Par-
teien oder nur eine Partei antrat(en). Nur wenige autoritäre Regime ließen sei-
nerzeit Mehrparteienwahlen zu, ohne freilich dadurch ihren Herrschaftsan-
spruch infrage zu stellen und echte Wahlfreiheit zu gewähren.3

Im Zuge der „Demokratisierungswelle(n)“, die Mitte der 1970er Jahre zu-
nächst Südeuropa, später dann Lateinamerika und in den 1990er Jahren schließ-
lich  – unter sehr verschiedenen Bedingungen  – auch Osteuropa und andere 
Weltregionen erfassten, waren Mehrparteienwahlen aus Sicht der Politik das 
Gebot der Stunde. Vielerorts kam es zu sogenannten „Gründungswahlen“ 
(Founding Elections), die am Anfang einer noch unsicheren demokratischen Ent-
wicklung standen.4 Kompetitive Wahlen dienten dabei als wichtiger (wenn auch 
nicht alleiniger) Ausweis für eine erfolgreiche Transition zur Demokratie.5 Ein 
oder zwei friedliche Regierungswechsel per Wahlen wiederum galten mitunter 
vorschnell als Beleg für eine Konsolidierung der Demokratie. Zugleich waren 

2	 Als Autokratien werden in der Politikwissenschaft alle nicht demokratischen Systeme ver-
standen, also sowohl autoritäre als auch totalitäre politische Systeme.

3	 Zu den Wahlen in verschiedenen Weltregionen im 20. Jahrhundert siehe: Nohlen 1993 
und 2005, Nohlen/Krennerich/Thibaut 1999, Nohlen/Grotz/Hartmann 2003, Nohlen/
Stöver 2010.

4	 Vgl. die entsprechenden Beiträge von Richard Rose, Michael Bratton, Mark P. Jones und 
Stephen White zu Founding Elections in verschiedenen Weltregionen in: Rose 2000: 104 – 116.

5	 Im Zusammenhang mit der dritten Demokratisierungswelle bezeichnet der Begriff „Tran-
sition“ den Übergang von einem autoritären Regime zu einer politischen Demokratie. Er 
war begriffsbildend für die politikwissenschaftliche „Transitionsforschung“, die sich mit 
den Ursachen, dem Verlauf und den Bestandsaussichten demokratischer Übergänge zu-
nächst in Südeuropa und Lateinamerika beschäftigte. Der Begriff der „Transformation“ 
ist umfassender, bezieht sich allgemein auf Systemwandel und gewann im Kontext der 
tiefgreifenden politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Umbrüche nach dem 
Niedergang der realsozialistischen Regime vor allem in Bezug auf Ost(mittel)europa an 
Bedeutung.
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Wahlen fester und zunächst vorrangiger Bestandteil externer Demokratieförde-
rung, die geradezu aufblühte. Zahlreiche nationale und internationale Organisa-
tionen führten vor allem ab den 1990er Jahren Wahlberatung und Wahlbeob-
achtung durch, um die jeweiligen Staaten bei der Organisation und Durchfüh-
rung von Wahlen zu unterstützen. In der Folge kam es in vielen Ländern zu 
Wahlrechtsreformen und zu einer Professionalisierung der Wahlorganisation.

Nicht überall, wo in den vergangenen Jahrzehnten Mehrparteienwahlen 
stattfanden, genügten die Wahlen jedoch demokratischen Standards und konn-
ten autoritäre Strukturen überwunden werden. Etlichen Staaten, die im ausge-
henden 20. Jahrhundert politische Öffnungs- oder Demokratisierungsprozesse 
durchlaufen hatten, fiel es anfänglich oder dauerhaft schwer, ihre autoritäre Erb-
last abzuschütteln und die Funktionsprobleme zu meistern, welche die Bedeu-
tung demokratischer Institutionen und Verfahren einschränkten. Während sich 
in den meisten (re-)demokratisierten Staaten Lateinamerikas und später auch 
in  Ost(mittel)europa Wahlen erneut oder erstmals zu einer „demokratischen 
Routine“6 entwickelten, kam es in Afrika zwar flächendeckend zu einer Institu-
tionalisierung von Mehrparteienwahlen, aber nur in einem Teil der Länder ent-
standen dort, schon gar stabile, Demokratien.7 Ähnliches gilt für Süd-, Südost- 
und Ostasien.8 Oft konnte die Macht der Amtsinhaber nicht einer wirksamen 
demokratischen und rechtsstaatlichen Kontrolle unterworfen werden. Auch ge-
riet der Demokratisierungstrend in den 2000er Jahren weltweit ins Stocken. Vie-
lerorts hatten autoritäre Regime Bestand, oder sie reetablierten sich nach einer 
Zeit des vorübergehenden Aufbruchs. Das Wesen und die Strategien autoritärer 
Herrschaft hatten sich jedoch geändert.

Vermehrt hatten sich „Wahlautokratien“ herausgebildet, die demokratische 
Prozesse imitierten. Ihr Kennzeichen besteht darin, dass das allgemeine Wahl-
recht gewährt und ein begrenzter politischer Wahlwettbewerb zugelassen wird. 

6	 So der Titel eines älteren Beitrags des Autors zu Wahlen in Lateinamerika: Krennerich 
1999.

7	 Neben den demokratischen Frühentwicklern Botsuana und Mauritius zählen dazu etwa 
Ghana, Kap Verde, Namibia, São Tomé und Príncipe, Südafrika sowie bis 2019 auch Be-
nin und Senegal.

8	 Neben Japan und Indien gehören Südkorea, die Mongolei, Taiwan und Timor-Leste zu 
den Ländern, die dort 2019 das beste demokratische Profil aufwiesen. Auch die südpazi-
fischen Staaten werden mehrheitlich demokratisch regiert.
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Doch sind die Wahlen nicht demokratisch. Der politische Wettbewerb ist zu-
gunsten der Amtsinhaber mehr oder minder stark verzerrt, und autokratische 
Herrschaftsweisen schlagen auf den Wahlprozess durch. Selbst wenn populäre 
Autokraten bei Wahlen beachtliche Unterstützung mobilisieren und es nicht zu 
groß angelegtem Betrug am Wahltag kommt, lässt eine Gesamtschau der Wahl-
prozesse und des übergeordneten Wahlkontexts es meist nicht zu, die Wahlen als 
demokratisch zu bezeichnen. Mit diesem Manko musste etwa der inzwischen 
verstorbene Präsident Venezuelas Hugo Chávez leben, der nach seiner dritten 
Wiederwahl im Jahr 2012 fragte, wie Kommentatoren in Europa immer noch 
von einer Diktatur in seinem Land sprechen könnten. Tatsächlich hatten der 
linkspopulistische Autokrat und die ihn unterstützenden Wahlbewegungen zwi-
schen 1998 und 2012 rund ein Dutzend Präsidentschafts- und Parlamentswah-
len sowie Volksabstimmungen gewonnen. Doch waren der willkürliche, autori-
täre Herrschaftsstil und die gesellschaftspolitische Polarisierung einem demo-
kratischen Wahlprozess abträglich.

Gewiss: Je stärker Wahlen in „elektoralen Autokratien“ einen Wettbewerb 
zulassen und auf offenen Wahlbetrug verzichten, umso schwieriger ist es, demo-
kratische und nicht demokratische Wahlen zu unterscheiden. Der Lackmustest 
ist, inwieweit die Machthaber bereit sind, einen fairen Wahlprozess und einen 
freien Wahlgang zuzulassen, und willens, ihnen nicht genehme Wahlergebnisse 
oder gar eine Wahlniederlage anzuerkennen. Ermöglichen die Wahlen in der 
Türkei beispielsweise einen demokratischen Wahlwettbewerb? Oder sind sie 
eher Ausdruck der Machterhaltungsstrategie eines Autokraten? Für Ersteres 
spricht vorderhand der Wahlsieg der Opposition bei den Kommunalwahlen des 
Jahrs 2019 in Istanbul, den die Regierung aber erst nach einer Wahlwiederho-
lung und angesichts eines überdeutlichen Wahlsiegs der Opposition nolens volens 
anerkannte. Für Letzteres stehen die erfolgreichen Versuche des Präsidenten Re-
cep Tayyip Erdoğan, die nationalen Wahlprozesse der vergangenen Jahre zu sei-
nen Gunsten auch mit undemokratischen Mitteln zu beeinflussen.

In weniger kompetitiven Autokratien, in denen trotz Mehrparteienwahlen 
die Opposition kaum existent ist, ist die Einordnung der Wahlen hingegen recht 
leicht. Als Beispiele können Belarus und Aserbaidschan gelten oder die zent-
ralasiatischen Autokratien, bei denen allenfalls in Ansätzen ein politischer Wett-
bewerb inszeniert wird. Nach dem Zerfall der Sowjetunion und der Ausrufung 
unabhängiger Republiken gewannen die Langzeitpräsidenten von Kasachstan, 
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Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan ihre Wahlen nicht selten mit 
Mehrheiten über 90 % der Stimmen. Konkurrierende Bewerber um das Präsi-
dentenamt sind dort bis heute reine „Zählkandidaten“, und die wenigen Oppo-
sitionsparteien im Parlament imitieren mehr parlamentarischen Pluralismus, als 
dass sie Oppositionsarbeit betreiben. Ähnliches gilt für etliche Autokratien an-
derer Weltregionen. Nehmen wir als Beispiel das kleine, wenig beachtete Äqua-
torialguinea: Trotz der Zulassung von Mehrparteienwahlen im Jahr 1991 regier-
te der dortige autokratische Präsident Teodoro Obiang Nguema Mbasogo seit 
1979 mit uneingeschränkter Regierungsmehrheit im Parlament und ist damit 
der weltweit am längsten amtierende Staats- und Regierungschef. Wahlen ge-
winnen er und seine Partei ebenfalls stets mit über 90 % der Stimmen.

Funktionen demokratischer Wahlen

Als Kern der liberalen Demokratie werden Wahlen verschiedene Funktionen zu-
geschrieben, die traditionell anhand etablierter Demokratien in Westeuropa und 
Nordamerika entwickelt worden sind.9 Die Erfahrungen mit demokratischen 
Wahlen in anderen Weltregionen blieben – mit wenigen Ausnahmen – hinge-
gen lange Zeit unterbelichtet. Erst im Zuge der Demokratisierungswelle(n) des 
ausgehenden 20. Jahrhunderts erlangen die dortigen Wahlen wieder verstärkt 
Aufmerksamkeit. Nach den oft nur kurzen Erfahrungen mit Mehrparteienwah-
len im Rahmen der Entkolonialisierung in Afrika und Asien sowie der Ausset-
zung kompetitiver Wahlen in vielen südamerikanischen Diktaturen wurde nun-
mehr (wieder) die Frage aufgeworfen, welche Funktionen demokratische Wah-
len außerhalb Westeuropas und Nordamerikas überhaupt einnehmen (können). 
Um derartige Fragen beantworten zu können, war und ist jedoch ein allgemei-
nes Verständnis demokratischer Wahlfunktionen vonnöten.

In diesem Sinne sind die ursprünglich auf westliche Demokratien bezoge-
nen Funktionskataloge nicht einfach ad acta zu legen. Sie dienen als wichtige 
Orientierungspunkte, von denen ausgehend – aber unter Berücksichtigung der 
je besonderen politischen, soziökonomischen und kulturellen Bedingungen – 
sich Funktionen kompetitiver Wahlen auch in anderen Weltregionen sinnvoll 
betrachten lassen. Dies ist nötig, um Wahlen im „globalen Süden“ an die verglei-

9	 Vgl. etwa: Rose/Massawir 1967, Nohlen 1978 und 2014, Harrop/Miller 1987, van der Eijk 
1993, Powell 2000, Rosenberger/Seeber 2008, Behnke/Grotz/Hartmann 2017.
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chende Wahlforschung anzuschließen. So zeigen beispielsweise Umfragen des 
Afrobarometers, dass die „Nachfrage“ nach einer liberalen Demokratie in Afrika 
durchaus groß ist, selbst wenn die „Angebotsseite“ zu wünschen übrig lässt.10 
Zugleich sind Wahlgänge in Afrika nicht nur, wie reichlich verkürzt behauptet 
wurde, „ethnische Zensus“, bei denen die Wahlberechtigten nach ethnischer Zu-
gehörigkeit ihre Wahlstimme abgeben, „typischerweise“ begleitet von Stimmen-
kauf und Gewalt.11 Auch in den Staaten Afrikas und anderer Regionen des glo-
balen Südens gibt es ernsthafte Bestrebungen, demokratische Wahlen durchzu-
führen, die sich – bei allen Besonderheiten – an denselben Grundfunktionen ori-
entieren wie Wahlen in etablierten Demokratien. Von grundsätzlicher Bedeutung 
sind dabei vier allgemeine Funktionskomplexe:

1) Funktionen, die sich auf die Übertragung von politischer Macht und die 
Zuweisung von Herrschafts- und Oppositionspositionen beziehen: Einem libe-
ral-pluralistischen Demokratieverständnis zufolge vergibt der demos in demokra-
tischen Wahlen einen verfassungsmäßig formulierten „Herrschaftsauftrag auf 
Zeit“, so ein geflügeltes Wort von Theodor Heuss, und überträgt damit zeitlich 
begrenzt politische Macht an die künftigen Herrschaftsträger. Demokratische 
Wahlen üben also die Funktion aus, politische Macht zu übertragen, und statten 
zu diesem Zweck – für gewöhnlich in Parteien oder Wählerbewegungen organi-
sierte – Personen in Form von politischen Mandaten mit Herrschaftsbefugnis-
sen aus. Dies gilt auch dann, wenn die in diesem Zusammenhang vielfach beton-
te Regierungsbildungsfunktion nur vermittelt zutage tritt.12 Bei demokratischen 
Wahlen wird jedoch nicht nur ein Herrschaftsauftrag vergeben, sondern auch 
das Parlament gewählt und die parlamentarische Opposition eingesetzt, welcher, 
normativ betrachtet, insbesondere die Aufgabe zukommt, die politische Herr-
schaftsausübung zu kontrollieren und sich für einen Machtwechsel bereitzuhal-
ten.

10	 Vgl. etwa Gyimah-Boadi 2019.
11	 Siehe etwa die überzogene Pauschalkritik von Paul Collier (2008) an Wahlen in Afrika 

(kritisch hierzu: Krennerich 2009a). Vgl. stattdessen etwa Bleck/van de Walle 2019: 15 
oder bereits Bratton/van de Walle 1997, Lindberg 2006.

12	 Im Unterschied zu präsidentiellen und semi-präsidentiellen Regierungssystemen entschei-
den in parlamentarischen Regierungssystemen nationale Wahlen nur über die Zusam-
mensetzung des Parlaments, das seinerseits dann die Regierungschefin oder den Regie-
rungschef wählt.
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Weltweit wird gewählt. Doch nicht jede Wahl ist demokratisch. Auf anschauliche 
und leicht verständliche Weise zeigt die Studie auf, wie nationale Wahlen in 
Demokratien und Autokratien durchgeführt werden. Zu diesem Zweck werden 
Wahlrecht, Wahlorganisation und Wahlsysteme beleuchtet. Über einführende 
wahltheoretische Überlegungen hinaus finden sich in der Schrift jede Menge 
rechtliche und praktische Überblicke und Länderbeispiele, einschließlich so man­
cher Kuriosität und Wahlmanipulation. Auch die Wahlregelungen in Deutschland 
bleiben nicht unerwähnt. Ein Buch voller interessanter Wahldetails, das einen 
differenzierten Blick auf den gesamten Wahlzyklus ermöglicht und in einem 
Nachtrag auf Wahlen in Zeiten von Corona eingeht.

2., aktualisierte Auflage
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